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Familienpolitik in der Schweiz (1) 
Mangelnde Koharenz und 
zurückhaltender Staat 
Ueli Mader 
Familienpolitik umfasst alle Mafsnahmen und Instrumente, 
die Familien unterstützen. Hier sol! darauf eingegangen wer-
den, was die Familienpolitik des Bundes kennzeichnet, wie 
sie entstanden und organisiert ist. Meine zentrale Kritik be-
zieht sich auf die mangelnde Koharenz der Familienpolitik. 
Fehlende Kontinuitat, Systematik und Effektivitat pragen die 
Familienpolitik in der Schweiz - aber auch in Deutschland -
zumindest bis in die 199oer-Jahre. Mit der starkeren Aner-
kennung familialer Leistungen zeichnet sich ein Paradigma-
wechsel ab, der zu Hoffnung Anlass gibt. Perspektivisch hat 
die Familienpolitik besondere Chancen einen politischen 
Konsens zu erwirken. Das gilt auch bezüglich der Vereinbar-
keit von Haus- und Erwerbsarbeit. Die Familienpolitik ist 
allerdings kein Ersatz für eine strukturell orientierte Sozial-
politik. Mein Beitrag basiert auf der Analyse »Die Familien-
politik der Schweiz«, die Corinne Sieber, Hector Schmass-
mann und ich für den Familienbericht 2004 (EDI 2004) 
erarbeitet haben. Heidi Stutz konkretisiert anschliefsend die 
finanziellen Leistungen und schlagt modellhaft vor, wie sich 
die Koharenz der Familienpolitik verbessern liefse. 
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Fôderalismus und Subsidiaritat 
Der Fôderalismus und die Subsidiaritat pragen die Fami-
lienpolitik der Schweiz. Auf Bundesebene behindern sie eine 
wirkungsvolle Familienpolitik. ln der Sozialpolitik macht der 
Bund seinen Einfluss über die Sozialversicherungen geltend. 
ln der Familienpolitik leistet er primar finanzielle Hilfe. Fa-
milienpolitische MaBnahmen liegen vorwiegend in der Kom-
petenz der Kantone. Der Bund legt Voraussetzungen für die 
Unterstützung fest. Der Familienlastenausgleich honoriert 
Leistungen, die Familien für die Gesellschaft erbringen. Auch 
zahlreiche private, halbprivate und offentliche Einrichtungen 
engagieren sich familienpolitisch. Die komplexe Aufgaben-
teilung ermoglicht Synergien, verursacht aber erhebliche 
Komplikationen. 
Der Familienbericht von 1982 pladierte dafür, die Zen-
tralstelle für Familienfragen (ZSFF) aufzuwerten, was weit-
gehend geschah. Zudem entstand die Eidgenossische Koordi-
nationskommission für Familienfragen (EKFF). Sie erhohte 
die Wirkung familienorientierter Anstrengungen und sensibi-
lisierte die ôffentlichkeit für familiale Anliegen. Die Zu-
sammenarbeit zwischen der stark departementalisierten 
Bundesverwaltung und vielen weiteren familienpolitischen 
Organisationen gestaltet sich indes immer noch schwierig. 
Unklarheiten bestehen bezüglich wichtiger Zustandigkeiten. 
Wechselseitige Blockierungen ergeben sich auch durch »ver-
tikale Kartelle« zwischen Verwaltungsstellen und Interessen-
gruppen auf Bundes- und Kantonsebene. 
Wandel der Familienpolitik 
Gegenlaufige Entwicklungen pragen die Familienpolitik 
der Schweiz. Wie in anderen europaischen Landern wandeln 
sich seit den 196oer-Jahren die beruflichen und familialen 
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Lebensentwürfe auch in der Schweiz. Neben der »traditio-
nellen Familie« gibt es vermehrt Einelternfamilien, Konkubi-
natspaare mit Kindern, Fortsetzungsfamilien, kinderlose 
Paare und homosexuelle Partnerschaften. Die »EU-Norm« 
setzt sich durch. Die Scheidungsquote nimmt zu, die Gebur-
tenrate sinkt, das Heiratsalter steigt. Kinder sind noch in 
jedem dritten Haushalt anzutreffen. Aber das relativ gute 
System der sozialen Sicherung hait mit dem Wandel der Le-
bensformen nicht Schritt. Seit Mitte der 197oer-Jahre kommt 
es immerhin zu Bestrebungen, das Familienrecht an das ver-
iinderte Familienverstandnis anzupassen. Eine emanzipatori-
sche Denkweise setzt sich durch. Sie orientiert sich starker 
am lndividuum und den lnteressen der Frauen. Zum Para-
digmawechsel gehoren die Anerkennung der externen Effek-
te der Familienarbeit, der Ausgleich der Familienlasten, eine 
familiengerechte Besteuerung, eine Mutterschaftsversiche-
rung und eine bessere Vereinbarkeit von Familie und Beruf. 
Die defizitiire Lage der offentlichen Haushalte wirkt jedoch 
diesen Postulaten entgegen. lm Vergleich mit anderen euro-
piiischen Liindern hait sich zudem in der Schweiz der Staat 
familienpolitisch zurück. Wichtige Ausbauforderungen des 
Familienberichts von 1982 sind weiterhin aktuell. Sie verlan-
gen andere familienpolitische Zustiindigkeiten und betrach-
ten die Familie nicht ais Privatsache. 
Seit der zweiten Halfte der 199oer-Jahre zeichnen sich 
vie! versprechende Entwicklungen ab. Die Bundesverfassung 
von 1999 enthalt ( Art. n, 14 und n6) familienpolitisch re-
levante Grundlagen. Sie formuliert dezidiert Sozialziele 
(Art. 41) und berücksichtigt die Vielfalt der Familienformen. 
Verbesserungen kommen auch über revidierte Bundesgesetze 
zur Gleichstellung, zum Kinderschutz und zur Sozialen Si-
cherheit zustande. Der intensiveren Zusammenarbeit zwi-
schen den Kantonen stehen allerdings bedeutende Trennungs-
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linien gegenüber. Unterschiede gibt es nach Sprachgruppen 
sowie zwischen eher konservativen und progressiven Kanto-
nen. Tendenziell sind die franzosisch- und italienischsprachi-
ge Schweiz in familienpolitischen Fragen aufgeschlossener. 
Trager eines koharenten Konzepts 
Was die familienpolitischen Akteurinnen betrifft, lassen 
sich erstens eine zunehmende Bedeutung der Parteien fest-
stellen, zweitens eine komplexe Kooperation zwischen den 
Akteuren und drittens eine produktive Dynamik zwischen 
Politik und Wissenschaft. Die Bundesratsparteien (SP, CVP, 
FDP, SVP) spielen im familienpolitischen Agenda Setting 
eine zentrale Rolle. Wahrend den 199oer-Jahren zeichnete 
sich eine familienpolitische Annaherung zwischen den Par-
teien ab. Nur die Schweizerische Volkspartei (SVP) bekampf-
te einen Ausbau staatlicher Aktivitaten in der Familienpoli-
tik. Wichtig sind auch Verbande und Stiftungen. Dabei 
kommt es zu komplexen Vernetzungen von Parlaments-
mitgliedern mit diversen lnteressengruppen. Motive für 
Familienpolitik sind die wertorientierte forderung der Fami-
lie, die Besserstellung von Frauen, die Wahrung der Kindes-
rechte und die Bekampfung von Armut. 
Wichtig ist ein koharentes Konzept, das gesellschafts-
politisch anerkannt ist und Mafsnahmen bereichsübergrei-
fend behandelt. Der Bund will die Kooperationen intensivie-
ren und der Familienpolitik mehr Gewicht verleihen. Die 
aktuelle familienpolitische Debatte hilft, konkrete Mafsnah-
men zu qualifizieren und breiter abzustützen. Zentrale For-
derungen sind: die Vereinbarkeit von Haus- und Erwerbsar-
beit, eine bundesrechtliche Kinderzulage für alle Kinder, die 
lndividualbesteuerung bei der direkten Steuer auf allen Ebe-
nen (Bund, Kantone, Kommunen), der direkte Abzug sozia-
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Ier Kosten für Kinder (Krankenkassen, Ausbildung, Fremd-
betreuung) vom Steuerbetrag, die Einführung des Tessiner 
Modells auf Bundesebene, eine Mutterschaftsversicherung 
für alle Mütter. Dem Bund kommt die Aufgabe zu, die Wir-
kung familienpolitischer Mafsnahmen zu überprüfen. Die 
soziale Existenzsicherung gehort zu seinen zentralen sozial-
politischen Aufgaben, die sich nicht einfach familienpolitisch 
bewaltigen lassen. 
Einordnung der Familienpolitik 
Hinsichtlich der politischen Orientierung der lnterven-
tionen sind in der Schweiz vier grundlegende Intentionen 
auszumachen: Familienpolitik als Armutspolitik (vertikaler 
Ausgleich), Umverteilungspolitik (horizontaler Ausgleich), 
Gleichstellungspolitik und Politik zum »Wohl des Kindes«. 
Diese vier lntentionen schliefsen sich nicht gegenseitig aus. 
Gleichstellungsorientierte Mafsnahmen kommen auch einer 
armuts- und umverteilungspolitischen Politik entgegen. Die 
schweizerische Realitat zeigt eine Kombination verschiede-
ner familienpolitischer Intentionen im Rahmen des Wechsel-
spiels sozialpolitisch relevanter Koalitionen. 
Gangige Debatten unterscheiden in historischer Perspek-
tive vier familienpolitische Typen (Fux 1999: 2ff.): den eta-
tistischen Regimetyp, den familialistischen, den traditionel-
len und den individualistischen. Deutschland gehort eher 
zum familialistischen Regimetyp, die Schweiz zum individua-
listischen. Die dezentrale politische Struktur und das ausge-
glichene Krafteverhaltnis zwischen katholisch und protestan-
tisch gepragten Kantonen verhinderten von Anbeginn eine 
starke Einmischung des Staates bezüglich der Familie. Wah-
rend der Wirtschaftskrise und des Zweiten Weltkrieges do-
minierte im familienpolitischen Diskurs zwar durchaus ein 
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familialistischer Denkstil, es kam aber, abgesehen vom Kan-
ton Tessin, nicht zu familialistischen Regelungen. ln den 
197oer-Jahren stand zunehmend das einzelne Familienmit-
glied, vor allem die Frau und <las Kind, im Zentrum familien-
politischer Überlegungen. Sie gewinnen an Bedeutung. Abge-
sehen von einzelnen katholisch gepriigten Kantonen (wie 
Tessin und Wallis), die tendenziell familialistische Züge auf-
weisen, sind für die heutige schweizerische Familienpolitik 
gleichwohl die strukturelle Zurückhaltung des Staates und 
die überwiegend kantonal geregelte Politik typisch. 
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Gender und Care in der Schweiz 
Traditionen und Verânderungen 
Regina Wecker 
Der im Juni 2005 veroffentlichten WEF-Studie »Women's 
Empowerment: Measuring the Global Gender Gap« zufolge 
nimmt die Schweiz punkto Gleichstellung Rang 34 (von 58 
Landern) ein, eine Position hinter den südamerikanischen 
und nur wenig vor asiatischen Landern wie Bangladesch und 
Malaysia. Vergleichsgrofse ist jeweils die Situation der Man-
ner des gleichen Landes. Deutschland steht in dieser Untersu-
chung auf Platz 9. Die Spitze bilden die skandinavischen 
Lander. Nun gehort diese »Rückstandigkeit« in Sachen 
Gleichstellung auch schon zu den fast üblichen Klischees 
über die Schweiz seit der spaten Einführung des Frauen-
stimm- und Wahlrechts. Das schlechte Abschneiden der 
Schweiz ist allerdings nicht auf die politische Diskriminie-
rung zurückzuführen, hier hat die Schweiz noch relativ gute 
Werte, was die Verfasserinnen der Studie ais »notable achie-
vement for a country which gave women the right to vote 
and stand for national election only in 1971 « (WEF 2005: 10) 
bezeichnen, sondern einerseits auf den Bildungsbereich und 
insbesondere auf die wirtschaftliche Benachteiligung von 
Frauen, die niedrige Erwerbsquote und die Lohnungleich-
heit. 
Ich werde in meinem Beitrag danach fragen, wie weit 
sich in diesem Bild trotz der inhaltlichen Verschiebung tradi-
tionelle Muster und historische Entwicklungen materialisie-
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ren, das was Birgit Pfau-Effinger als »Geschlechterkultur« 
bezeichnet hat, und weiterhin danach, wie weit die gegen-
wartige Schweizer Politik, insbesondere in der Familien- und 
Sozialpolitik, die Traditionen fortführt oder bricht. Beispiele 
sind die Diskussion um die Frauenerwerbsquote und die 
Mutterschaftsversicherung. 
Frauenerwerbsquote und Wirtschaftswachstum 
Sowohl Bundesrat Pascal Couchepin (Couchepin 2004), 
Vorsteher des Eidgenôssischen Departements des Innern 
(EDI), ais auch die Wirtschaftsverbande, insbesondere der 
Prasident des Arbeitgeberverbandes Peter Hasler (Hasler 
2001, Schweizerischer Arbeitgeberverband 2004), sehen in 
der Erhôhung der Frauenerwerbsquote einen Ausweg aus der 
Stagnation. Die Frauenerwerbsquote der Schweiz hat seit 
den 196oer-Jahren und dann nochmals seit den 199oer-Jah-
ren deutlich zugenommen. 74 Prozent aller Frauen zwischen 
1 5 und 6 5 sind erwerbstatig ( 199 3 waren es 70 Prozent), 
allerdings geht der Anstieg auf vermehrte Teilzeitarbeit zu-
rück: 60 Prozent aller erwerbstatigen Frauen verrichten Teil-
zeitarbeit, wahrend nur 12 Prozent der Manner teilzeitlich 
angestellt sind. Diese ungleiche Verteilung der Teilzeitarbeit 
erklart denn auch den relativ geringen Anteil der Frauen am 
Total der entlôhnten Arbeitsstunden, der im Jahr 2002 bei 
35,6 Prozent lag (Capezzali u.a. 2004: 16). 
Eine niedrige Frauenerwerbsquote ist durchaus keine 
Tradition der Schweiz. Bis weit ins 20. Jahrhundert war die 
Frauenerwerbsquote in der Schweiz im internationalen Ver-
gleich hoch, nicht zuletzt weil die Textilindustrie die Leit-
' industrie der Schweizer Industrialisierung, grôRtenteils 
weibliche Arbeitskrafte beschaftigte und die dezentrale In-
dustrialisierung die Beschaftigung weiblicher Arbeitskrafte 
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forderte (Wecker 1997: 34ff.). So waren 1870 mindestens 
36,6 Prozent' der Erwerbstatigen weiblich. Die Erwerbsar-
beit verheirateter Frauen wurde aber bereits seit dem Ende 
des 19. Jahrhunderts zunehmend problematisiert und das 
kulturelle Konstrukt der ausschlieRlich für Haushalt und 
Kinder zustandigen Frau und Mutter durch die Gesetzge-
bung in verschiedenen Bereichen untermauert (Streuli 2002: 
36ff.). Dazu gehorten auch die Fabrikgesetze. Waren die ers-
ten Fabrikgesetze - Glarus 1864 und Basel-Stadt 1868 - noch 
fast geschlechtsneutral, so wurde schon im eidgenôssischen 
Fabrikgesetz ( 1 877) eine spezielle Arbeitszeitregelung für 
verheiratete Frauen eingeführt. Das zunachst allgemeine 
Nachtarbeitsverbot wurde für Manner flexibilisiert, für 
Frauen hingegen festgeschrieben. Weiterhin wurde im 
Schweizer Zivilgesetzbuch (ZGB) von 1912 der Mann als 
»Familienoberhaupt« etabliert und festgelegt, dass er das 
Einverstandnis zur Erwerbsarbeit der Ehefrau verweigern 
konnte. Verschiedene Verbote der Anstellung verheirateter 
Frauen im Staatsdienst, die »Doppelverdiener«-Initiativen, 
die - wenn auch erfolglos - die Erwerbsarbeit der Ehefrau 
untersagen wollten (193oer- und 194oer-Jahre), die AHV 
(1948), deren Hôhe sich ausschlieRlich nach der Hôhe der 
Beitrage des Ehemannes bemaR, rundeten das Bild der 
»Sonderkategorie Frau« (Wecker 1988 und Wecker u.a. 
2001) auf dem Arbeitsmarkt ab. Die Statistik trug das ihre 
dazu bei, den Eindruck dieser Sonderkategorie auf dem 
Arbeitsmarkt zu verstarken: Bestimmte weibliche Berufe, wie 
zum Beispiel Dienstboten, galten nicht als Erwerbstatigkeit 
oder aber waren statistisch schlecht erfasst. Damit Frauen 
ihre »eigentlichen Aufgaben« erfüllen konnten, wurden im 
I Zur statistischen Verzerrung siehe weiter unten. Wenn wir davon ausgehe~, dass 
diese Frauen damais erwa gleich viele bezahlte Wochen-Arbe1tsstunden le1steten 
wie die Manner, so würde das erwa den heutigen Arbeitsvolumen entsprechen. 
230 Gender und Care 
Arbeitsgesetz von 1964 erneut Frauenschutzbestimmungen 
eingeführt: eine verliingerte Mittagspause für Frauen, »die 
ein Hauswesen zu versorgen hatten«, eine allgemeine Ein-
schriinkung der Überstunden für Frauen in allen Betrieben 
und eine speziell strikte Regelung in der Fabrikindustrie (Sut-
ter 2005: 43ff.). 
Die meisten der gesetzlichen Regelungen in der Schweiz 
unterschieden sich zuniichst kaum von denen Deutschlands 
' hatten aber bei weitem langer Bestand: So galt das Eherecht, 
das die Zustimmung des Ehemannes zur Erwerbsarbeit der 
Frau forderte, bis 1988, das Nachtarbeitsverbot bis zumJahr 
2000 und die AHV-Bestimmung wurde 1996 revidiert. Die 
institutionalisierte Diskriminierung war zwar bis zum Ende 
der 199oer-Jahre in allen Bereichen aufgehoben worden, po-
sitive Ma!snahmen, die einen stiirkeren Einbezug von Frauen 
ermôglicht hiitten, fehlen allerdings weiterhin. 
Über solche Ma!snahmen wird in Kreisen der Frauen-
bewegung, der Gleichstellungsbüros und im linken Parteien-
spektrum seit Jahren diskutiert. Neu sind sie aber als Vorstel-
lungen eines bürgerlichen Bundesrates, insbesondere als Teil 
der Wirtschaftspolitik - und nicht wie bisher als Teil der 
Gleichstellungspolitik. So weist Pascal Couchepin darauf 
hin, » [ ••• ] dass es für die Schweiz volkswirtschaftlich vorteil-
haft ist, Wenn die Frauen, die heute genauso gut ausgebildet 
sind wie die Manner, ihre erworbenen Kompetenzen im Er-
werbsleben einsetzen. Dass deren Beitragszahlungen zudem 
einen stabilisierenden Einfluss auf die Sozialwerke haben, ist 
ebenso klar. Kaon es sich die Schweiz wirklich leisten auf die 
. ' 
vrelen Kompetenzen, die sie ausbildet, im Arbeitsleben zu ver-
zichten? Kaon es sich die Schweiz leisten, dass sie immer we-
niger Kinder hat, insbesondere auch bei den Akademikern?« 
Eingebettet war diese Erkliirung, die anliisslich der Vor-
stellung des neuen Familienberichts (EDI 2oo4) erfolgte, in 
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ein Pliidoyer für eine »nachhaltige« Familienpolitik, die es 
ermoglichen soli, dass Frauen, insbesondere auch Akademi-
kerinnen, Familie und Beruf besser vereinbaren kônnen, und 
die verschiedene Ma!snahmen - Kinderkrippen, Koordina-
tion von Schulzeiten und die Mutterschaftsversicherung -
nennt. Allerdings, so betont Couchepin »als liberaler Politi-
ker«, sei es nicht Aufgabe des Staates, »in die Wünsche der 
Individuen einzugreifen«. Der Staat solle »hôchstens Hinder-
nisse abbauen, damit gewünschte Kinder auch geboren wer-
den. Und er soll die Hürden abbauen, die dafür sorgen, dass 
Mütter auf dem Arbeitsmarkt benachteiligt werden.« 
Die schweizerische Familienpolitik bezeichnet Couchepin 
ais »liberal und subsidiar«. Sie »gleicht in ihrer Ausgestal-
tung am ehesten dem System Englands, allerdings auf einem 
quantitativ weit hôheren Niveau« (Couchepin 2004: 4). 
Dass Frauen gerade auf die unsichere Betreuungssitua-
tion mit Teilzeitarbeit reagieren, um Betreuungsaufgaben 
und Erwerb »unter einen Hut zu bringen«, wird deutlich, 
wenn nachgefragt wird, oh die Teilzeitarbeit einem Bedürfnis 
entspreche, oder aber unfreiwillig aufgenommen werde: 
18 Prozent der doch relativ wenigen teilzeitlich arbeitenden 
Manner, würden ihr Pensum gerne erhôhen, wiihrend nur 
7 Prozent der Frauen, die ja den Hauptanteil der Teilzeit-
erwerbstiitigen ausmachen, diesen Wunsch iiu!sern (Strub 
2003: 14, Erhebungszeit 2001). Daraus kann geschlossen 
werden, dass Manner weniger aus eigenem Antrieb aufgrund 
der familiaren Situation, sondern eher aus anderen Gründen, 
wie zum Beispiel der Beschaftigung in atypischen Anstel-
lungsformen ohne »Normalarbeitszeit«, wegen Auftrags-
mangel oder der Anforderungen beruflicher Ausbildung, die 
Arbeitszeit reduziert haben (Diekmann/Jann 2005: 201). Die 
Tatsache, dass 4 von 5 Teilzeiterwerbstatigen Frauen sind 
(Strub 2003: VII), schreibt - wenn auch unter anderen Vor-
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zeichen - die Situation fort, die die Frau ais »Sonderkatego-
rie« auf <lem Arbeitsmarkt seit <lem Beginn des 20. Jahrhun-
derts etabliert hatte. 
Der Anteil der teilzeiterwerbstatigen Frauen unter den 
Arbeitnehmerinnen mit Kindern ist am grofsten, wiihrend 
umgekehrt Manner mit Kindern am haufigsten Vollzeit 
arbeiten (Strub 2003: 13). Auch wenn der Anteil der nicht 
erwerbstatigen Frauen, die in Partnerschaft leben, sowohl 
bei den kinderlosen wie auch bei den Paaren mit Kindern 
' 
zwischen 1991 und 2003 abgenommen hat, und die Auftei-
lung, dass die Mutter Teilzeit arbeitet und der Vater Vollzeit, 
inzwischen zum dominanten Erwerbsmodell geworden ist 
(für 45 Prozent der Elternpaare mit Kindern im Vorschulal-
ter und für 54 Prozent für Eltern mit Kindern in der Schule), 
so bleibt die Tatsache bestehen, dass die Vollzeitarbeit des 
Mannes mit der Kinderzahl zunimmt (EDI 2004: 50). Ent-
sprechend nimmt auch die Beteiligung der Manner an der 
Hausarbeit ab und zwar von 7,5 Wochenstunden (kinderlose 
Paare) auf 7,1 (Paare mit Kindern bis 6 Jahren) bzw. auf 
6,1 Stunden (Paare mit Kindern zwischen 7 und 14 Jahren), 
wahrend die Hausarbeitszeit der Frauen von 18,6 Wochen-
stunden in kinderlosen Partnerschaften auf circa 30 Stunden 
in Partnerschaften mit Kindern steigt (EDI 2004: 51). Dies 
hat sich seit den 199oer-Jahren nicht verandert, <lem Anstieg 
der Erwerbsbeteiligung der Frauen ist kein paralleler Anstieg 
der Haus- und Betreuungsarbeit der Manner gefolgt (EDI 
2004: 47). 
Dennoch wird im Konzept einer »nachhaltigen Familien-
politik«, wie sie Bundesrat Couchepin vorstellt, keine Veriin-
derung des mannlichen Erwerbsverhaltens und Steigerung 
der mannlichen Beteiligung an Hausarbeit angesprochen und 
es werden auch keine Unterstützungsmafsnahmen in diese 
Richtung erwahnt oder gar konkret geplant. lnteressanter-
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weise werden auch nur sehr langsam neue Rollenmuster für 
Viiter entwickelt, wie eine Untersuchung der familienpoliti-
schen Organisation »Pro Familia« zeigt (Kyvelos 2005). 
Zwar wurde sukzessive <las Bild der erwerbstatigen Mutter 
akzeptiert und Konzepte entwickelt, die der Integration der 
Frauen in die Produktionssphare Rechnung tragen, die neue 
Rolle der Vater aber noch kaum konkretisiert. Damit wird 
auch in dieser »neuen Politik« die Tradition weiter geführt, 
die die Verantwortung für die Bereiche Familie und Care im 
Wesentlichen den Frauen zuspricht. Es ist eine Politik, die 
mit »modernization of family traditionalism« am besten be-
schrieben ist (Widmer u.a. 2005: 59). Dabei ist zu befürch-
ten, dass die Modernisierung, ais die das Anwachsen des An-
teils Teilzeit arbeitender Manner gern gesehen wird, zum Teil 
unfreiwillig ist, eine Folge der Prekarisierung der Arbeitsver-
haltnisse von Mannern. 
Mutterschaftsversicherung und Fremdbetreuung 
Diese Modernisierung, die auch hier eher den Bestand 
traditioneller Verhaltnisse sichert, ais sie zu verandern, lasst 
sich auch am Beispiel der Mutterschaftsversicherung noch-
mals verdeutlichen. Über die finanzielle Absicherung von Ge-
burt und Wochenbett wird in der Schweiz seit <lem Ende des 
19. Jahrhunderts diskutiert, seit den Washingtoner Abkom-
men von 1919 wird es ais dringliche politische Mafsnahme 
anerkannt, 1945 dann im Rahmen einer Initiative in die Ver-
fassung aufgenommen (Wecker u. a. 2001). Aber in der Fol-
gezeit wurde keine gesetzliche Regelung geschaffen, bzw. die 
vorgeschlagenen Entwürfe wurden mehrmals in Volksab-
stimmungen abgelehnt, bis dann 2004 endlich ein Vorschlag 
Gnade bei der Stimmbevolkerung fand und ein 14-wochiger 
bezahlter Mutterschaftsurlaub für aile erwerbstatigen Frauen 
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auf den r. Juli 2005 eingeführt werden konnte. Traditionell 
ist an diesem Vorschlag einerseits, dass er nur erwerbstatige 
Frauen einschlieSt. Diese Einschrankung hatte man nach der 
Erfahrung der Ablehnung aus dem Jahre 1999 gemacht, ais 
ein Modell, das auch nicht erwerbstatige Frauen in Familien 
mit niedrigen Einkommen berücksichtigen wollte, abgelehnt 
wurde. lnteressant ist aber auch, dass gerade nur der Mutter-
schaftsurlaub von 14 Wochen geregelt wird und keine Aus-
dehnung auf darüber hinausgehenden gesetzlich geregelten 
Urlaub gemacht wurde: Weiterhin gibt es keinen Anspruch 
auf Vaterschafts-, Eltern- oder Erziehungsurlaub. Auch das 
ist kein Zufall: Von allen Vorschlagen, lnitiativen und Geset-
zen, die im Laufe der Jahre nach 1945 für eine Mutter-
schaftsversicherung eintraten, enthielt der Vorschlag aus 
dem Jahre 1984, der einen Vaterschaftsurlaub (oder Eltern-
urlaub) vorgesehen hatte, die deutlichste Ablehnung (Huber 
1991: 162). Dieser Vorschlag stellte den einzigen Versuch 
dar, die traditionelle Zuweisung von Care-Aufgaben an 
Frauen zu durchbrechen. Die politischen Diskussionen um 
die Mutterschaftsversicherung waren denn auch immer von 
heftigen Auseinandersetzungen um die Frage, wie weit Kin-
der und Kinderbetreuung »Privatsache« seien, begleitet, und 
um die Frage nach Nutzen und Schaden von Fremdbe-
treuung für Kinder. 
Die institutionelle Tagesbetreuung von Klein- und Schul-
kindern lag in der Schweiz traditionell bei privaten lnstitu-
tionen wie Frauenvereinen, Betrieben oder den Kirchen. Ins· 
gesamt blieb aber das Angebot bis in die 19 5oer-Jahre im 
Vergleich zu Frankreich oder den skandinavischen Landern 
tief (Sutter 2005: 131). ln den 196oer-Jahren wurden dann 
vermehrt Einrichtungen geschaffen im Hinblick auf die Be-
treuung der Kinder von auslandischen Arbeitnehmern. Erhe-
bungen aus den 196oer-Jahren zeigen jedoch, dass familien-
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interne Betreuungslosungen die Regel waren, insbesondere 
GroSmütter übernahmen diese Aufgabe. Nicht selten lebten 
sie im gleichen Haushalt oder doch in der Nahe. 
Die Fremdbetreuung wurde allerdings in der Schweiz der 
Nachkriegszeit zunehmend negativ beurteilt. lm Kontext der 
Aufwertung der Mutter-Kleinkind-Beziehung setzte sich die 
Vorstellung durch, eine Mutter sollte immer verfügbar sein. 
Dabei berief man sich insbesondere auf Bindungstheorien, 
die von der AusschlieSlichkeit der engen Mutter-Kind-Bezie-
hung in den ersten Lebensjahren ausgehen (Sutter 2005: 
155). Insbesondere wird befürchtet, dass es einem Kind scha-
de, wenn es nach zwei unterschiedlichen MaBstaben erzogen 
würde. Selbst die familieninterne Betreuung wird jetzt eher 
kritisch beurteilt, und zwar aus ahnlichen Gründen: Ein 
Kleinkind konne sich kaum zwei unterschiedlichen Erzie-
hungsmethoden anpassen bzw. sich in zwei verschiedene So-
zialisationsorte einleben (Sutter 2005: 156). Also wird nicht 
nur die institutionelle Tagesbetreuung kleiner Kinder infrage 
gestellt, sondern auch die Betreuung durch GroSmütter und 
konsequenterweise die durch Vater. 
Eine derartige Abwertung der Fremdbetreuung konnte 
man sich im Nachkriegsdeutschland kaum leisten, insbeson-
dere nicht, da viele durch den Krieg »vaterlos« gewordene Fa-
milien darauf angewiesen waren. Wahrend in Deutschland in 
der Folge der 68er-Bewegung die »Kinderladen« nochmals eine 
andere moderne Variante der Fremdbetreuung schufen, war 
zumindest in der Deutschschweiz die Kinderkrippe vornehm-
lich eine Einrichtung für Kinder aus lmmigrantenfamilien. 
Damit aber wurde ihre Qualitat für Schweizer Kinder noch-
mals infrage gestellt. ln der Westschweiz schuf die Betreuung 
durch Au-Pair-Madchen, die » Jeunes Filles«, die insbesondere 
aus der Deutschschweiz kamen, um die franzosische Sprache 
zu lernen, andere Moglichkeiten der Fremdbetreuung. 
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»Familienlôsungen« sind inzwischen aufgrund zuneh-
mender Mobilitat, aber auch anderer Wohn- und Lebensfor-
men beider Generationen seltener geworden. Fremdbetreu-
ung wird vermehrt nachgefragt und ist inzwischen auch zur 
politisch akzeptierten Forderung geworden: lm Marz 2001 
hat der Nationalrat beschlossen, 100 Millionen Franken pro 
Jahr ais AnstoBfinanzierung für neue Einrichtungen und Be-
treuungskonzepte in den Gemeinden zur Verfügung zu stel-
len. Das Bundesprogramm soli insgesamt 10 Jahre dauern. 
Couchepin schlieBt mit seiner off eneren Haltung gegen-
über Fremdbetreuung an die Westschweizer Traditionen an, 
aber Betreuung bleibt Aufgabe der Frauen. Eine andere ge-
schlechtsspezifische Rollen- und Aufgabenverteilung scheint 
der Bundesrat weiterhin nicht in Betracht zu ziehen. Die 
Unterstützung der Fremdbetreuung ist keine Gleichstellungs-
maBnahme, sondern eine MaBnahme zur Fôrderung der 
Schweizer Wirtschaftskraft. Die Ausdehnung der Teilzeit-
arbeit von Frauen kann also - in dieser Logik - nicht durch 
Reduktion der Arbeitszeit der Manner erreicht werden. So 
ist es fraglich, ob Frauen ihre Arbeitszeit substanziell erho-
hen werden, wenn Hausarbeit und Kinderbetreuung weiter-
hin ausschlieBlich ais »Frauensache« gelten, insbesondere, 
wenn die »Normalarbeitszeit« weiterhin 40 bis 42 Stunden 
betragt. Es ist weiter auch fraglich, ob die Wirtschaftspolitik 
erfolgreich sein kann ohne Berücksichtigung der Gleichstel-
lungsaspekte. Eine weitere Erhôhung der Anzahl prekarer, so 
genannter flexibler Teilzeitarbeitsplatze ist für die Gleichstel-
lung kaum zutraglich. Sie sind aber auch kaum geeignet, das 
Wirtschaftswachstum im gewünschten AusmaB voranzutrei-
ben (Diekmann/Jann 2005: 206f.). 
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Fazit 
Sozialpolitik und Wirtschaftspolitik sind in der Frage der 
Erwerbsbeteiligung von Frauen eng miteinander verbunden. 
Die offentliche Finanzierung von Care kommt allerdings in 
der Schweiz nur zôgernd voran. Die Finanzierung von zu-
satzlichen Krippenplatzen und das Bekenntnis zu Blockzeiten 
in den Schulen sind Anzeichen eines - wenn auch subtilen -
Wandels. 
Was den Erwerb von sozialen Rechten durch Betreuungs-
aufgaben angeht, sind auBer der Anrechnung der Kinder-
betreuung auf die Rentenansprüche der AHV und der Ein-
führung der Mutterschaftsversicherung keine weiteren 
Schritte auszumachen. Die Anrechnung der Kinderbetreuung 
bei der AHV ist denn auch eines der seltenen Beispiele, bei 
denen Vater und Mütter, die ihre Erwerbsarbeit reduziert ha-
ben, vom Sozialsystem gleich behandelt werden. 
So ist die Schweizer Politik meines Erachtens immer 
noch starker ais die deutsche von der Vorstellung der Haus-
frauenehe ais »Normalzustand« gepragt. Begründet und ver-
bunden wird das allerdings mit dem liberalen Credo, dass 
Betreuungsaufgaben Privatsache sind. 
Da sich nun aber die Politik eines Landes kaum nur ais 
Politik der Regierung manifestiert, schon gar nicht in der 
Schweiz, die mit ihrer Abstimmungsdemokratie nicht selten 
ein Gegengewicht zu Regierungsentscheidungen bietet, kann 
man gespannt sein, wie lange der neue Schulterschluss zwi-
schen den Liberalen und der Linken in dieser Frage bestehen 
bleibt. 
Mit Bezug auf die WEF-Studie ist nochmals festzuhalten, 
dass die Erhôhung der Frauenerwerbsquote allein bisher 
nicht zu einer Besserstellung der Frauen auf dem Arbeits-
markt beigetragen hat. 
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